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«SchwarzeListe» fürLehrer
UmUnterrichtsverbote auszusprechen, soll das Baselbieter Bildungsgesetz geändert und ergänzt werden.

Simon Tschopp

Nicht geeignetenLehrpersonen
soll in schwerwiegenden Fällen
die Unterrichtstätigkeit an hie-
sigen Schulen vorübergehend
oder unbefristet verboten wer-
den können. Dies will der Kan-
ton insGesetz schreiben.

NeuerParagrafbeinhaltet
vierKriterien
BasellandkenntbisherkeineBe-
rufsausübungsbewilligung oder
eine Unterrichtsberechtigung
fürLehrkräfteundkannsieauch
nicht entziehen. Für ein Unter-
richtsverbot besteht bislang
ebenfalls keine gesetzliche
Grundlage.Deshalb soll dasBil-
dungsgesetz geändert und mit
einem Paragrafen ergänzt wer-
den, der das Verbot der Unter-
richtstätigkeit detailliert regelt.
Dafür sprechen sich sowohl der
Regierungsrat als auchdie land-
rätliche Bildungs-, Kultur- und
Sportkommission aus.
Sanktionierte Lehrpersonen

undMitarbeitende impädagogi-

schen Bereich können an die
Schweizerische Konferenz der
kantonalen Erziehungsdirekto-
ren zuhanden der «schwarzen
Liste» gemeldet werden. Diese
könnenAnstellungsbehördenvor
derEinstellungeinerLehrperson
konsultieren. Mit der «schwar-
zen Liste» will man verhindern,
dass Lehrpersonen, denen in
einem Kanton ein Unterrichts-
verboterteiltwordenist, ineinem
anderenunterrichtenkönnen.
Der neue Paragraf im Bil-

dungsgesetz umfasst mehrere
Absätze. In Absatz 1 sind vier
Kriterien fürdieErteilungeines
Unterrichtsverbots festgehal-
ten, von denen mindestens
eines erfüllt seinmuss:

— Die Lehrperson hat ihre
Handlungsfähigkeit dauerhaft
verloren.

— Ihre Vertrauenswürdigkeit
ist durch eine Verurteilung we-
gen eines begangenen Verbre-
chensoder schwerenVergehens
schwer beeinträchtigt.

— Sie hat wiederholt schwer-
wiegende Verfehlungen began-
gen, die mit ihrer Vertrauens-
stellung gegenüber Schülerin-
nen und Schülern nicht
vereinbar sind.

— Sie ist aus anderen schwer-

wiegendenGründen,welchedie
Eignung,Unterricht zuerteilen,
in massivem Ausmass beein-
trächtigen oder ausschliessen,
unfähig geworden, denLehrbe-
ruf auszuüben.

DieKommissiondiskutierteein-
gehenddarüber, obdieKriterien
passend und ausreichend um-
schriebensindoderobsie fürdie
meldenden Behörden zu viel
Interpretationsspielraumoffen-
lassen. Im Vordergrund stehen
insbesondere Handlungen
gegendie sexuelle Integrität von
Kindern und Jugendlichen oder
die Konsumation von Kinder-
pornografie.Verboteauszuspre-
chen und wieder aufzuheben,
dafür ist die Baselbieter Bil-
dungsdirektion zuständig und
nicht eine einzelne Schule. Ge-
regeltwerdenneuauchdieMel-
depflichten für Anstellungsbe-
hördenundMelderechte für an-
derekantonaleundkommunale
Behörden.
Laut Kommissionsbericht

sind jene Kantone, die bereits

über eineentsprechendegesetz-
liche Vorgabe verfügen, in der
Frage, welche Gründe für das
Unterrichtsverbot hinreichend
sein sollen, sehrunterschiedlich
vorgegangen. Während sich ei-
nigeKantonedamit begnügten,
ein Unterrichtsverbot aus
«wichtigen Gründen» zuzulas-
senwieZug, verfügten andere –
wie der Aargau – über eine de-
tailliertere Regelung.

Basel-StadthatPassus im
Schulgesetz
In Basel-Stadt sind die Krite-
rien, aufgrundderen eineLehr-
person vom Schuldienst ausge-
schlossen werden kann, im
Schulgesetz festgehalten. Der
Vollzug liegt bei der Departe-
mentsvorsteherin oder beim
Departementsvorsteher. Der
Ausschluss vom Schuldienst
wird der Schweizerischen Kon-
ferenz der kantonalen Erzie-
hungsdirektoren zurAufnahme
in die Liste über Lehrpersonen
ohne Unterrichtsberechtigung
gemeldet.

DieBildungs-
direktionkann
Verbote
erteilen –
undnicht
eineeinzelne
Schule.

WaldsollbuchhalterischzurAutobahnwerden
Michel Ecklin

Rund 30’000 Personen täglich
fahrenmit demAuto anAngen-
stein vorbei, zudem Tausende
mit der Bahn. Den wenigsten
dürftebewusst sein, dass siedie
engeStellenurdankdesWaldes
über ihnen sicher passieren. Im
brüchigen Jurahangwürdensich
ansonsten ständig Felsbrocken
lösen. Fallendiese aufdie Stras-
se, verursachen sie bestenfalls
Stau. Schlimmstenfalls kommt
es zu Sachschäden oder gar zu
Verletzungen.
Seine Schutzfunktion kann

der Wald nur deshalb erfüllen,
weil er entsprechend gepflegt
wird:GrosseBäumewerdenzu-
rückgeschnitten, was Licht
schafft für eine dichte Unter-
schicht.Diese relativ kleine, da-
für dichtwachsendeVegetation
hält den Boden zusammen und
bremst herunterfallendes Ge-
stein, sodass Strasse und Schie-
nen darunter unbehelligt blei-
ben. Zu grosse Bäume könnten
zudem umfallen, herunterrut-
schenundselbst eineGefahrbil-
den.
Um die ausgewiesenen

Schutzwälder zu pflegen, erhal-
ten die Waldeigentümer Geld
vom Bund und vom Kanton.
Schliesslich sind sie es, die die
Infrastruktur betreiben, die ge-
schützt werden soll, etwa Stras-
sen und Bahnlinien. Und ange-
sichts der Klimaerwärmung
wird die Schutzfunktion des
Waldes immerwichtiger.

Schutzwälderkönnennicht
genuggepflegtwerden
DieWaldeigentümer sind aller-
dings der Meinung, dass ihnen
dafür zu wenig Geld zur Verfü-
gung steht –nuretwa50Prozent
der Schutzwälder im Baselbiet
können ausreichend gepflegt
werden, schreibtderWaldeigen-
tümerverband Wald beider Ba-

sel. Und vor allem kritisiert der
Verband, dass die Finanzierung
nicht langfristig sichergestellt
sei.
Christian Becker, Revier-

förster des Forstreviers Angen-
stein, erläutert das am Beispiel
Angenstein. Dort fiel 2009 ein
Felsstück auf die Strasse. Rasch
sprachderKantonaufgrunddie-
ses Ereignisses acht Millionen
Franken, damit der Wald die
Strasse schütze. Daraufhin

pflanztenBeckerundseinTeam
15verschiedeneBaumartenund
pflegen sie so, dass sie niedrig
bleiben – was an einem so stei-
lenHang aufwendig ist.
«Aber plötzlich sagte uns

derKanton: Jetzt gibt’s weniger
Geld», soBecker.Dabeiwürden
die Waldeigentümer mit der
Schutzwirkung ihresWaldes so-
wiesonichts verdienen, es gebe
kaum verwertbares Holz. Und
vor allem müsse man im Wald

immer langfristig denken.
«Wennmannichts tut, hatman
in 15 Jahren wieder einen Bu-
chenwald, der nicht mehr
schützt.»
Raphael Häner, Geschäfts-

führer von Wald beider Basel,
sagt: «Der Kanton fordert von
den Waldeigentümern eine
Dienstleistung, nämlich die
Schutzfunktion.Aberer ist nicht
bereit, diese langfristig zufinan-
zieren.»Dabei ist es vergleichs-

weise günstig, Infrastrukturen
mitWald zu schützen.Lautdem
Verband kosten andere Mass-
nahmen, etwa Steinschlag-
schutznetze oder Betonwände,
5 bis 20Malmehr.

Vorstoss imLandrat
fordertGelder
WaldbeiderBaselwird jetzt auf
politischer Ebene aktiv. «In fi-
nanziell schwierigen Jahren ge-
raten forstliche Pflege- und Er-
haltungsprojekte regelmässig
unterDruckundwerdengegen-
über anderen Pflichtausgaben
zurückgestellt oder gekürzt»,
schreibtGrünen-Landrat Simon
Tschendlik in einer Motion. So
hättendieWaldeigentümerkei-
ne Planungsgrundlage. Er ver-
gleichtdenWaldmit Infrastruk-
turbauten wie Brücken und
Autobahnen. Diese würden
«richtigerweise als Investitio-
nengeführt undüberdas Inves-
titionsbudget mit Amortisa-
tionsplanung finanziert».
Nun fordert Tschendlik,

auch den Wald als «tragende
grüneInfrastrukturunseresKan-
tons» zu behandeln. Forstliche
Pflege- und Erhaltungsprojekte
imBaselbiet seiendeshalbkünf-
tigbuchhalterischals Investitio-
nen zu führen, so seine Forde-
rung. Bisher stehen sie in den
Jahresbudgets, abhängigvonder
jeweiligen politischen undwirt-
schaftlichen Konjunktur. Geht
eine Finanzierung zu Ende,
mussderenVerlängerung immer
wieder neu verhandelt werden.
Dass der Paradigmenwech-

sel aus seiner Sicht nötig ist,
machtTschendlik in einemwei-
teren Vorstoss deutlich. Die Fi-
nanzstrategie 2025–2028 des
Kantonsbeinhaltetnämlicheine
Reduktion des Budgets für das
Amt für Wald und Wild beider
Basel um 7 Prozent. Der Land-
rat der Grünen möchte dies
rückgängigmachen.

ZweineueVerbote
inBirsfelden
Vorsicht Der Kanton Baselland
hat die Signalisation auf der
Kraftwerksinsel Birsfelden er-
neuert. ImSchleusenbereichgilt
neueinallgemeinesFussgänger-
verbot. Wie die Bau- und Um-
weltschutzdirektion Baselland
mitteilt, wird dadurch das Fi-
schen in diesemBereich künftig
verboten. Die neuen Massnah-
men beruhen auf einer
Gefährdungsanalyse eines
unabhängigen Beratungsunter-
nehmens. Diese bestätigt, dass
weiterhin ein erhebliches Risiko
für Badende, Wassersporttrei-
bende sowie Fischerinnen und
Fischerbesteht.Dasbestehende
Badeverbot im Rhein bleibt da-
herbestehenundwirddurcheine
auffälligere Signalisation ver-
stärkt.VondenIndustrieanlagen
geheeinerhöhtesRisiko fürLeib
und Leben aus. Die Kraftwerks-
inselentstandinden1950er-Jah-
ren mit dem Bau des Wasser-
kraftwerksundderSchleuse.Sie
ist ein wichtiges Naherholungs-
gebiet in der Region und wird
durch das Kraftwerk Birsfelden
intensiv bewirtschaftet. In der
Schleuse verkehren ausserdem
SchiffevomundzumHafenBirs-
felden,diehäufigGefahrengüter
für die benachbarte chemische
Industrie transportieren.

NeuesFahrverbot
beimBirsköpfli
Zudemgilt inBirsfeldenabdem
1. Juli ein neues Verbot: Velos
dürfen die Marie Lotz-Prome-
nade nicht mehr befahren –
auchnicht imSchritttempo.Wie
die Gemeinde berichtet, re-
agiert sie damit auf anhaltende
Konflikte zwischen Fussgänge-
rinnen und Velofahrern sowie
auf zahlreiche Verstösse gegen
die Temporegeln. Das Fahrver-
bot gilt auch für denangrenzen-
den Weg zwischen der Rhein-
parkstrasse 1 und der Marie
Lotz-Promenade. Um dies
durchzusetzen, ist eine Kombi-
nation aus neuen Verkehrszei-
chen sowie Umlaufgittern und
Leiteinrichtungen geplant. Ve-
lofahrende werden auf die par-
allel verlaufendeRouteüber die
Hof- undRheinparkstrasse ver-
wiesen. (nuk)

Der Revierförster Christian Becker kritisiert die mangelnde Finanzierung. Bilder: Kenneth Nars

Ein Wald schützt die Strasse in Angenstein vor Felsbrocken.

Alle 16 Initiativen
sindeingereicht
FlutDasgingfix.ErstEnde2024
gabdieBaselbieterWirtschafts-
kammer bekannt, dass sie mit
gleich 16VolksinitiativenDruck
auf die kantonale Politik aus-
üben will. Jetzt sind die Unter-
schriften für alle 16 Initiativen
beisammen. Dies schrieb Wirt-
schaftskammer-Präsident Ro-
manMayer amDonnerstag auf
Linkedin. Insgesamt seien rund
26’000 Unterschriften zusam-
mengekommen.Die Initiativen
seienbeiderLandeskanzlei ein-
gereichtworden.Die Initiativen
betreffen vor allem die Wirt-
schafts-, Bildungs- und Ver-
kehrspolitik. Dazu gehören
unter anderem höhere Steuer-
abzüge fürDoppelverdienende.
Die Initiativ-Flut verursachte
viele kritische Kommentare.
Der verhältnismässig schnelle
Erfolg zeigt auch,wiepotentdas
MitgliederverzeichnisderWirt-
schaftskammer ist. (ans)


